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Junge Menschen erhalten die Lizenz
zum Wählen. Wie die Jugend das
Dictum von der Politikverdrossen-
heit straft.

... mehr auf Seite 07

Wählen ab 16
Die deutsche Sprachwissenschaft-
erin Luise Pusch über den Mann als
Norm in der Sprache.

... mehr auf Seite 08

Der Rede wert
Schüssel ist weg, die Luft wird besser.
 Viele Menschen wünschen sich aber
eine andere Politik als die der großen
Koalition.

... mehr auf Seite 03

Protest Steuergerechtigkeit
Wie ungerecht die Steuern in Öster-
reich verteilt sind. Die Reichen
werden immer reicher, die Armen
immer ärmer.

... mehr auf Seite 04
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Ehre – Fußpilz - Vaterland

Sie tragen einen Säbel, eine hübsche Bauch-
schleife und einen bunten Hut – nein sie sind
keine Clowns, sie sind Burschenschafter. Als
Fußpilz der Gesellschaft rotten sie sich in
feuchten, dunklen Winkeln zusammen. Und
wie beim „echten“ Fußpilz gilt: Wird er nicht
behandelt, verbreitet und vergrößert er sich
– und wird dann zu einem echten Problem.

Etwa seit Anfang des 19. Jahrhunderts trei-
ben sich Burschenschafter in unseren Breiten
herum. Die Urburschenschaft „Jena“ wurde
1815 unter anderem von „Turnvater“ Friedrich
Ludwig Jahn gegründet. Eines ihrer Haupt-
ziele war die Schaffung eines gesamtdeut-
schen Reiches, ein Vorhaben, dem auch heu-
te noch viele Burschenschafter anhängen.
Würde man eine Suchmaschine durch das

Grundsatzprogramm der „Jena“ jagen und
sie nach dem Wort „deutsch“ suchen lassen
– sie würde nach einer Seite den Geist auf-
geben. Eine kleine Kostprobe: „Erhoben von
dem Gedanken an ein gemeinsames Vater-
land, durchdrungen von der heiligen Pflicht,
die jedem Deutschen obliegt, auf Belebung
deutscher Art und deutschen Sinnes hinzu-
wirken, hierdurch deutsche Kraft und Zucht
zu erwecken [...]“

Auf die Mensur!

So fröhlich und kindlich die bunte Verklei-
dung von Burschenschaftern auch wirken
mag, hinter verschlossenen Türen geht’s
alles andere als lustig zu. Regelmäßig zer-
schlitzen sich die Brüder gegenseitig ihr
Gesicht. Diese Selbstverstümmelung durch
Fechtduelle hat sogar einen akademisch an-

mutenden Namen: Mensur. Als Nachfolgerin
des gemeinen Duells, das beispielsweise aus
diversen Westernfilmen (z.B. „Zurück in die
Zukunft III“) bekannt sein dürfte, handelt es
sich bei der Mensur um eine Überbleibsel
eines überholten Rechtssystems. In seinem
Gedicht „Deutsche Richter um 1940“ be-
schreibt Kurt Tucholsky die Mensur folgender-
maßen: „Der deutsche Geist? Hier steht er.
/ Wie unsere Tiefquart sitzt! / Wir machen
Hackepeter, / dass die rote Suppe spritzt. /
Wir sind die Blüte der Arier / und verachten
kühl und grandios / die verrohten Proletarier
/ Auf die Mensur!“

Kein Schiss vorm Schmiss

Heute ist Mensur selbstverständlich kein
Teil des Rechtssystems mehr, sondern hat
sich (innerhalb der schlagenden Burschen-

schaften) als akademische Alternative zur
Tätowierung gemausert. Dabei wird besond-
ers darauf geachtet, dass der Gegner das
Gesicht trifft – so entstehen die allseits be-
liebten „Schmisse“, wie sie auch zahlreiche
österreichische Politiker ihr eigen nennen
dürfen. Damit Narben bleiben, wird in der
Regel mit Salz und Sand nachgeholfen. Die
Schmiss-Träger rotten sich auch allzu gern
zusammen – so zum Beispiel in Seibersdorf
in Niederösterreich. Hier haben TouristInnen
schon nachgefragt, warum so viele Mitarbei-
terInnen des Austrian Research Centers
(ARC) Schlitze im Gesicht haben. Vielleicht
sollte es eine Regelung a la „Nur ein Schmiss
pro Mitarbeiter” geben.
Als ob es nicht schon genug Beweise dafür
gäbe, dass Österreich alles andere als ein
aufgeklärtes Land ist – Schmisse brauchte
es dafür noch nie.
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SozialdemoKröte des Monats Links in der SPÖ

Die Linken in der SPÖ kritisieren den Kurs der Regierung mit sozialdemokratischer
Führung. Der Wunsch nach innerparteilicher Veränderung ist groß. Mit dem Motto

„Eintreten statt Austreten“ werben die GründerInnen von „Wir sind SPÖ“ und der Protest-
Sektion. Das Ziel ist es all jenen sozialdemokratisch denkenden Menschen, die mit dem
Kurs der Bundes-SPÖ nicht einverstanden sind, eine Plattform zu geben und Gehör zu
verschaffen – sowohl öffentlich als auch innerparteilich.

„Ebenso groß wie die Enttäuschung über die nicht erfüllten Hoffnungen, die wir in die SPÖ
setzten ist auch der Drang nach Veränderung“, erklärt Manu Hiesmair (24), Mitgründerin
der Protest-Sektion in Linz den Hintergrund der „Initiative Protest“. Die SPÖ durch Diskurs
wieder auf einen sozialdemokratischen Kurs zu bringen ist das Ziel.

Schon fast 2000 Menschen in ganz Österreich unterstützen die beiden Initiativen „Wir
sind SPÖ“ und Protest-Sektion. Darunter sind Junge und Alte, die aus allen möglichen
Teilen der SPÖ kommen: aus der Gewerkschaft, aus dem PensionistInnenverband, von
den Kinderfreunden, aus der Sozialistischen Jugend (SJ) und dem Verband Sozialistischer
StudentInnen (VSStÖ), der Jungen Generation (JG) in der SPÖ, von den SPÖ-Frauen, der
SoHo und den Naturfreunden. Mag nicht vieles in der SPÖ funktionieren, der Protest
und die Kritik von links innerhalb der SPÖ tut es.

>> www.wirsindspoe.at    >> www.protestsektion.at

Die andere SPÖ!

Kommentar sj-linz

Eine Schule für alle!

Die Gesamtschule soll nun Schritt für Schritt umgesetzt werden, sie wäre das erste und

wichtigste eingehaltene Wahlversprechen. Gegen mehr sozialen Ausgleich in der Schule

arbeitet aber ein konservatives Netzwerk von Leuten – ihr Ziel: Nur nichts Verändern!

Rebecca Kampl
Vorsitzende der sj-linz

Gymnasium steht für Hochschulabschluss, Hauptschule für Lehrberuf. Wer welchen Weg von beiden
geht, entscheidet sich im Alter von zehn. Und wie sich die Eltern für das Kind entscheiden, hängt stark
mit ihrem eigenen Bildungsbewusstsein, dem Wohnort und dem sozialen Umfeld zusammen. Die soziale
und wirtschaftliche Stellung der Eltern, ob sie gebildet sind, ob sie einen guten Job haben, ob es viele
Bücher zuhause gibt, ob sie die Zeit und den Intellekt haben, bei den Hausübungen zu helfen und vieles
mehr, sind ausschlaggebende Faktoren dafür, welche Bildung ein Kind erlangt.

Und jetzt wird getrennt.
Während 82 bis 86 Prozent der Kinder von AkademikerInnen eine AHS-Unterstufe absolvieren, tun das
nur sieben bis neun Prozent der Sprösslinge von Eltern aus bildungsferneren Bereichen. Kinder von
AkademikerInnen haben eine nahezu dreimal so hohe Chance, eine Universität zu besuchen wie Kinder
von Eltern mit Pflichtschulabschluss. Eine Gesamtschule hebt die frühe soziale Selektion auf. Nach den
vier Jahren Volksschule folgen vier Jahre Gesamtschule für alle. In der „gemeinsamen Schule der Vielfalt“
wird nicht ein für alle Mal mit zehn Jahren getrennt. Die Unterscheidung zwischen den Bedürfnissen
und Fähigkeiten der Kinder erfolgt permanent. In allen internationalen Studien schneiden Gesamtschul-
Länder durchwegs besser ab als Länder mit selektiven Schulsystemen. So früh wie in Österreich wird
überhaupt nur noch in der Schweiz und Teilen Deutschlands getrennt.

Kein Durchkommen?
Seit dem Ende des zweiten Weltkriegs verteidigt die ÖVP die frühe Trennung von Kindern sozial Schwächerer
Schichten und den besser Behüteten mit Zähnen und Klauen. Früher war man wenigstens noch ehrlich:

Man ist gerne unter seinesgleichen. Das „christlich soziale“ Bollwerk bestand von Anfang an aus der
Kirche, dem Schulverwaltungs-Apparat und vor allem reaktionäre Lehrer-VertreterInnen. Gegen dieses
reaktionäre Bollwerk war nicht anzukommen. Aufgrund der bis vor kurzem noch erforderlichen 2/3-
Mehrheit für Schulgesetze erreichte die SPÖ nie mehr als Schulversuche. Die Kreisky-Regierung setze im
Gegenzug eine AHS-Offensive in Gang: Kein Gymnasium weiter entfernt als 20 Kilometer. Wenn schon
Gymnasium, dann so zugänglich wie möglich. Damals reagierten die Gegner des sozialen Ausgleichs
ähnlich fassungslos wie heute.

Die Schule verändert sich doch.
Nun bewegt sich die Lokomotive „Schule“ doch, langsam aber sicher: In Kärnten starten Gesamtschul-
Regionen, Wien zieht mit und auch in Linz gibt es schon konkrete Pläne. Der Linzer Bildungsstadtrat
Johann Mayr will die Renner-Schule in Kleinmünchen und die Diesterweg Schule und das benachbarte
Khevenhüller-Gymnasium in ein Gesamtschul-Projekt überführen: „Beide Schulen haben ein Einzugsgebiet,
in dem nicht die begütersten Schichten dieser Stadt daheim sind. Wir wollen die Versuche ganz bewusst
hier starten, weil das den Kindern in diesen Stadtteilen neue Chancen bringt." Alleine durch den geäußerten
Gedanken fühlen sich 2 von 3 DirektorInnen „stigmatisiert“ und signalisieren: „Nicht mit uns!“

Die Politik sollte sich aus dem Unterricht heraushalten – dafür gibt es meist gut ausgebildete und
engagierte LehrerInnen. Aber die LehrerInnen (vielmehr ihre Gewerkschaft) sollten endlich ihre Beton-
Blockaden im Schulapparat aufgeben. Das Schulwesen hat nicht den Auftrag, LehrerInnen neue Heraus-
forderungen zu ersparen, sondern Chancengleichheit herzustellen.

Die Politik der Bundes-SPÖ findet keinesfalls in allen

Teilen der SPÖ Anklang. Rund um die Regierungsbil-

dung hat sich gezeigt, dass die Menschen in der SPÖ

sehr unterschiedlich sind. So hat sich mit der Initiative

„Wir sind SPÖ“ und der „Protest-Sektion“ eine linke

Opposition zur Politik der Bundes-SPÖ gegründet –

und das ganze innerhalb der SPÖ selbst.

SozialdemoKröte des Monats:
Alfred Gusenbauer
Wäre die Anzahl der erhaltenen Kröten-Titel ein brauchbarer Indikator für die Stimmen,
die man bei einer Nationalratswahl bekommt, so wäre Alfred Gusenbauer dreimal Bundes-
kanzler geworden und hätte wohl nicht gar so oft umfallen müssen. Weil er aber seit der
Angelobung der Bundesregierung noch mehr für das Fehlen von sozialdemokratischer
Politik steht als je zuvor und das außer Acht lassen von Grundsätzen jeden Tag von Neuem
zelebriert, verleiht QUER auch diesmal Alfred Gusenbauer den Titel der Kröte des Monats.

>> Die Erbschaftssteuer wird nicht sozial gerechter gestaltet, sondern abgeschafft –
somit fällt eine der letzten Instrumente der Vermögensbesteuerung und Österreich
wird wieder ein Stückchen sozial ungerechter.

>> Die schwarz-blauen Pensionskürzungen bleiben, die gesetzliche Pensionsversicherung
weiter demontiert und die berechtigte Angst um sichere Pensionen steigt.

>> Auch das umstrittene Fremdenrechtspaket wird nicht zurückgenommen, somit
bleiben die skandalösen Verhältnisse im  Flüchtlingsbereich.

>> Mit der Grundsicherung werden die Bestimmungen für Arbeitslose weiter verschärft,
der Kündigungsschutz für Lehrlinge gelockert und die Arbeitszeit verlängert.

>> Die große Bildungsreform wird nicht kommen, Studierende bekommen das ÖH
Wahlrecht auf Bundesebene nicht zurück und zahlen weiterhin Studiengebühren.

All jenen, denen es nicht gefällt, was Gusenbauer macht und dagegen protestieren, sind
die „gewaltbereiten Demonstranten“. Die Lust mit ihnen zu sprechen ist bei Gusenbauer
genauso wenig ausgereift wie mit allen den anderen in der SPÖ, die Einspruch erheben
könnten. In ZIB 2 antwortete Alfred Gusebauer auf die Frage „Was er zu der Demonstration
der SJ gegen die Regierung in Linz bei ihrer Ankunft meine“, dass  er gar nicht wisse und
verstehe, wogegen und warum überhaupt jemand gegen seine Politik demonstriert.
Vielleicht ergibt sich ja doch einmal die Gelegenheit, ihm das persönlich zu erklären.
Bislang genügt sicher auch zu schreiben. Protest-Post an alfred.gusenbauer@spoe.at.



03

Der Zug fährt in die falsche Richtung

Protest

OKTOBER 2006
Nationalratswahlen
Wahlberechtigte:  6.107.892
Wahlbeteiligung: 78,49%
Abgegebene Stimmen: 4.793.780
Ungültige Stimmen: 85.499
Gültige Stimmen: 4.708.281

SPÖ: 1.663.986 Stimmen ( -128.513),
35,3% (-1,2%) Mandate 68(-1)
ÖVP: 1.616.493 Stimmen (-460.430),
34,3% (-8%) Mandate 66 (-13)
Grüne: 520.130 Stimmen (+55.150),
11% (+1,5%) Mandate 21 (+4)
FPÖ: 519.598 Stimmen (+28.270), 11%
(+1%) Mandate 21 (+3)
BZÖ: 193.539 Stimmen, 4,1%,
7 Mandate
KPÖ: 47.578 Stimmen (+20.010), 1%
(+0,4%), kein Mandat
HPM: 131.688 Stimmen, 2,8%,
kein Mandat

Regierungsverhandlungen starten.

ÖVP entscheidet nach Einsetzen der
U-Ausschüsse im NR (SPÖ, FPÖ, Grü-
ne) Abbruch der Gespräche mit SPÖ.

Wiederaufnahme der Gespräche
nach heftigem medialen Druck bzw.
Vermittlungen durch BP Heinz Fi-
scher.

Kurz vor Weihnachten legen BP Fisch-
er, BK Schüs-sel und Gusenbauer 11.
Jänner 2007 als Termin für Angelo-
bung der neuen Bundesregierung
fest.

Verkündung der großen Koalition.
Proteste gegen die Große Koalition
vor Parteizentralen am Abend in Wi-
en und Linz.

Parteibeschlüsse bei ÖVP und SPÖ
(100% vs 75%).

Angelobung der neuen Großen Koa-
lition unter BK Gusenbauer und sei-
nem Vize Molterer durch BP Heinz
Fischer in der Hofburg, begleitet von
massiven Protesten der linken Ju-
gendorganisationen (2.000 Demons-
trantInnen am Ballhausplatz).

Kritische SPÖ Mitglieder rufen die
Initiative „Wir sind SPÖ“ und die Pro-
testsektion ins Leben.

Regierungserklärung von BK Gusen-
bauer im NR.

In Graz und Linz demonstrieren hun-
derte gegen die „Bitteren Pillen der
Großen Koalition“.

Einigung auf Abschaffung der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer.

Einigung auf Doppelbudget 2007/
2008. Für den Bereich Erziehung
&Unterricht wird 2007 + 3, 08 Pro-
zent; 2008 nur noch knapp über +1
Prozent.

Die Regierung hält ihre Bundes-Klau-
sur im Linzer AEC ab. Bei Ankunft in
Linz mit dem Zug werden die Regie-
rungsmitglieder von AktivistInnen
der SJ-Linz empfangen.

Einigung auf Wahlrechtsreform
(W16, Verlängerung der Legislaturpe-
riode auf 5 Jahre, Briefwahl).

Budgetrede von Finanzminister Wil-
helm Molterer im Nationalrat.

Eurofighter-U-Ausschuss bringt bri-
sante Ergebnisse über ungeklärte
Geldflüsse zu Tage, erstmals gibt es
wieder eine reale Chance aus dem
Vertrag ohne finanzielle Konsequen-
zen auszusteigen, heftige öffentliche
politische Debatte wird entfacht,
Mehrheit der ÖsterreicherInnen
nach wie vor für Totalausstieg.

1. Oktober

13. Oktober

30. Oktober

NOVEMBER 2006
17. November

DEZEMBER 2006

JÄNNER 2007
8. Jänner

9. Jänner

11. Jänner

16. Jänner

18. Jänner

FEBRUAR 2007

MÄRZ 2007
1. März

2. März

29. März

APRIL 2007
Mitte April

Chronologie

Die Eurofighter oder: Was die ÖVP zu
verbergen hat

Mit Gesamtkosten von 5 Milliarden Euro ist die
Anschaffung der Kampfflugzeuge die größte
Investition aller Zeiten. Auch unter den verschie-
denen AnbieterInnen waren EADS die teuersten.
Warum von ÖVP und FPÖ nicht eine kosten-
günstigere Lösung gewählt wurde, beschäftigt
nun den Untersuchungsausschuss. Nach und
nach vervollständigt sich ein Sittenbild: Ent-
scheidungsträgerInnen bis hinauf zur Regie-
rungsspitze lassen sich schmieren.

Es gibt noch vieles zu verbergen, weswegen
ÖVP-Chef und Finanzminister auch viele Infor-
mationen aus Steuerakten ausschwärzen lässt,
um z.B. den nach Thailand „geflüchteten“ Lob-
byisten Erhard Steininger zu schützen. Insider
sind sich sicher: Bei Rüstungsgeschäften wer-
den in Europa bis zu 3% an „Provisionen“ ausbe-
zahlt, die bisher aufgetauchten Geld-flüsse
machen nur einen Promille-Betrag aus. Gelingt
es dem Ausschuss, (weitere) Geldflüsse von
EADS an EntscheidungsträgerInnen nachzuwei-
sen, kann der Vertrag einseitig von Verteidi-
gungsminister Darabos (SPÖ) aufgekündigt
werden. Am Landesparteitag der SPÖ Oberös-
terreich hatte Erich Haider eine klare Botschaft
an die Bundespartei: „Habt Mut zum Totalaus-
stieg!“

Die Proteste oder: Worüber die SPÖ
noch dankbar sein wird

Die ersten Woche der neuen Regierung waren
von Protesten überschattet: Vor allem die Jun-
gen in der SPÖ wollten den Einbruch ihrer Partei-
führung nicht einfach hinnehmen. In Wien
wurde Gusenbauer jener Tag, auf den er mut-
maßlich seit seinen Sandkisten-Tagen wartet,
ordentlich vermießt: über 2000 Junge und Kri-
tische aus der eigenen Partei demonstrierten
gegen ihn.

Weitere Demonstrationen fanden in Linz und
Graz statt. Doch Aktionismus alleine bewirkt
nichts. Aus diesem Grund wurden mehrere
Initiativen ins Leben gerufen (siehe gegen-über),
die sich für einen Kurswechsel einsetzen, inner-
parteilichen Druck aufbauen wollen und kriti-
sche Teile der SPÖ vernetzen.

Ein wichtiges Ziel: Die inhaltliche Auseinander-
setzung, den Diskurs in der sozialdemokrati-
schen Bewegung nach dem Schock wiederbe-
leben und mutige Perspektiven aufzeigen.
Sollte sich die SPÖ-Spitze dazu durchringen,
sozialdemokratische Politik auch gegen der
Widerstand des Koalitionspartners zu verfolgen
oder die Koalition z.B. an den Eurofightern zer-
brechen, weiß die Spitze zumindest, wofür sie
sich stark machen kann. Verfolgt die Gusenbau-
er-Clique jedoch weiterhin die „Wir sind Kanzler,
wer uns kritisiert hat nichts verstanden und ist
zu dumm, um ernst genommen zu werden“ -
Strategie, kommt der Tag, an dem sie über ihren
eigenen Hochmut stolpern früher als ihnen
lieb ist.

Das Budget oder: Während die ÖVP
diktiert ist die SPÖ-Spitze mit „Kanzler-
sein“ beschäftigt

Einer der größten Erfolge der neuen Regierung:
Das Budget für zwei Jahre in Rekordzeit ausver-
handelt.. Doch wie groß ist der Unterschied zu
Schüssel-Grasser wirklich? In einzelnen Berei-
chen sind die Erfolge durchaus der Rede wert
(Aufschieben der Hälfte der viel zitierten Gift-
zähne der Pensionsreform), abgesehen davon
ist „Kurswechsel“ aber eine maßlose Übertrei-
bung. Die Mittel für aktivierende Arbeitsmarkt-
politik wurden de facto eingefroren (+1 Mio.
Euro), auf die „Ausbildungsgarantie für Jugend-
liche“ wurde im Doppelbudget überhaupt ver-
gessen. Die Erhöhung der Bildungsausgaben
reicht gerade für die steigenden Personalkosten,
Verbesserungen (25 SchülerInnen pro Klasse)

werden durch sinkende SchülerInnenzahlen
finanziert. Der größte Erfolg an den Unis: Es
muss weniger gekürzt werden als in den ver-
gangenen Jahren. In Summe sinkt jedoch der
Bildungsanteil am Gesamtbudget und an der
Gesamtwirtschaftsleistung (BIP). Dass ausge-
rechnet unter einem SPÖ-Kanzler das Budget-
Defizit durch Einsparungen stärker als bisher
gesenkt wird und der Fetisch „Null-defizit“ das
große Ziel dieser Regierung bis 2010 ist, ver-
vollständigt die Ironie der Geschichte.

Die Erbschaftssteuer oder:
SPÖ-Positionen werden erst wieder im
Wahlkampf vertreten.

Die Wohlhabenden in diesem Land haben seit
34 Jahren eine Anpassung der steuerlichen
Bewertung von Grundstücken verhindert. Des-
wegen hat der Verfassungsgerichtshof die Erb-
schaftssteuer wegen „Ungleichbehandlung“ in
der derzeitigen Form als verfassungswidrig
erklärt und eine Reparaturfrist gesetzt. Die ÖVP
erkannte die Gunst der Stunde, stellt sich er-
neut in ihr Lieblingseck und schmollte. Die SPÖ-
Führung war kurz ratlos, um dann binnen Tagen
die eigene Position aufzugeben. Fazit: Öster-
reich war schon bisher Schlusslicht in der Be-
steuerung von Vermögen, jetzt droht mit der
Abschaffung der Schenkungssteuer die letzte
(!) Vermögenssteuer zu kippen.

Alles kein Problem für Gusi – das Steuerge-
schenk wird auf die nächste Steuerreform 2010
angerechnet. Wie dadurch mehr Verteilungsge-
rechtigkeit hergestellt werden soll, weiß nie-
mand, denn die unteren 2/3 der Bevölkerung
tragen nur 20% des Einkommenssteuer-
Aufwandes. Eine Vermögensbesteuerung wie
im EU-Durchschnitt würde mehr als 4 Milliar-
den Euro bringen, mehr als alle SPÖ-Wahl-
versprechen laut ÖVP-Wahlpropaganda kosten
würden. Aber das interessiert uns ja erst am
Ende der Legislaturperiode wieder.

Die Schonfrist für die neue Regierung ist vorbei. Geht es nach Gusenbauer ist

der Kurswechsel bereits eingeläutet. Ein Blick auf die wichtigen Themen der

letzten Monate zeigt: Das Moltenbauer-Duo fährt nicht zu langsam, sondern

in die falsche Richtung.
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Steuergerechtigkeit

Während in der Koalition im November wochen-
lang über die genaue Bezeichnung beziehungs-
weise die Finanzierung des „arbeitslosen
Grundeinkommens“ gestritten wurde, reichten
im aktuellen Fall der Erbschaftssteuer wenige
Tage aus, um deren Ende zu verkünden. Mit
dem Auslaufen der Erbschaftssteuer fällt Ver-
mögensbesteuerung und Österreich generiert
sich endgültig zur Steueroase Europas.

Vermögen gewinnt, Arbeit verliert

Die Zahlen sprechen ein eindeutiges Bild (siehe
Diagramm). Der Anteil der vermögensbezoge-
nen Steuern an den gesamten Staatseinnah-
men betragen in Österreich lächerliche 0,55 %
des Bruttoinlandsproduktes (BIP). Damit ist die
Alpenrepublik Schlusslicht innerhalb der Eu-
ropäischen Union und meilenweit vom OECD-
Durchschnitt von 1,92 % entfernt. Selbst im
wirtschaftsliberalen Amerika liegt die Quote
der Steuern aus Vermögen um einiges höher
(3,07 %).

Das Resultat dieser geringen Besteuerung sind
im europäischen Vergleich hohe Lohnnebenkos-
ten. Der Faktor Arbeit hat sich seit den 70’er
Jahren signifikant verteuert, die Abgaben auf
Gewinne sind im ungefähr gleichen Ausmaß
gesunken.

Dieser Trend hat zur Folge, dass mittlerweile
die Hauptlast der Steuereinnahmen auf den
Schultern der ArbeitnehmerInnen ruht. Kein
Vermögen, und auch keine Einkünfte aus Im-
mobilien und Aktienspekulationen tragen zur
Sicherung des Bundeshaushaltes bei.

Der Staat verzichtet also bewusst auf diese
Einnahmen, und bringt sich so leichtsinnig in
finanzielle Engpässe. Erhöhte Selbstbehalte,
Rezeptgebühren, Umsatzsteuer  und ähnliches
müssen die klaffende finanzielle Lücke füllen.
Schon eine Angleichung der Vermögensbesteu-
erung an den EU-Schnitt brächte über 4 Mrd.
Euro mehr für die Entlastung von Arbeitsein-
kommen.

Sozialstaat

In einem Land, wo 90 Prozent der Wirtschafts-
betriebe weniger als 100 MitarbeiterInnen be-
schäftigen, spielen die Lohnnebenkosten eine
elementare Rolle im Standortwettbewerb. We-
der ein niedriger Körperschaftssteuersatz, noch
eine großzügige Regelung im Bereich der Privat-
stiftungen sichert die Beschäftigung und das
Wirtschaftswachstum, sondern eine faire Besteu-
erung von Arbeit und Kapital. Mit diesen Finan-
zierungsquellen ließe sich der Sozialstaat nicht
nur solide finanzieren, sondern sogar ausweiten.

Alleine die verstärkte Besteuerung der Privat-
stiftungen würde dem Fiskus zusätzliche Milli-
arden einbringen. Nimmt man dann noch Ver-
mögenssteuer, Börsenumsatzsteuer und Erb-
schafts-/Schenkungssteuer dazu, wäre mittel-
fristig nicht nur das Problem des Budgetdefizits
gelöst, die Regierungen hätten auch noch aus-
reichend Spielraum zur Senkung der Lohnne-
benkosten und der eben erwähnten  Auswei-
tung des Wohlfahrtsstaates. Die derzeitige
Bundesregierung geht aber einen anderen Weg.

Vom Erben und Schenken

Auslöser für die Aufhebung der derzeitigen
gesetzlichen Erbschaftssteuerregelung (siehe
Factbox) war laut Verfassungsgerichtshof (Vf-
GH) die extreme Unterbewertung des Grund-
besitzes. Die Klägerin, die den Stein ins Rollen
gebracht hatte, sah sich mit der Situation kon-
frontiert, dass sie sich ihren Pflichtteilsanspruch,
den sie an einem Grundstück besaß, von den
übrigen Miterben auszahlen ließ.

Dies hatte zur Folge, dass die Erbschaftssteuer
nun nicht vom wesentlich geringeren Einheits-
wert, sondern vom höheren Verkehrswert be-
rechnet wurde. Die Erbin hätte so ein Vielfaches
an Erbschaftssteuer an den Fiskus abliefern
müssen. Sie behauptete daraufhin die Gleich-

heitswidrigkeit des Gesetzes und bekam vom
Höchstgericht Recht. Ausdrücklich betont hat
der VfGH in seinem Erkenntnis die Möglichkeit
einer Reparatur des Gesetzes bis zum 31. Juli
2008. Davon hat die Bundesregierung
allerdings Abstand genommen. Sie lässt das
Gesetz zum besagten Stichtag auslaufen, dh
ab 1. August 2008 werden Erbschaften nicht
mehr wie bisher versteuert. Einnahmenausfall
für den Fiskus: jährlich rund 140 Millionen Euro,
in etwa derselbe Betrag, den die Studien-
gebühren an Einnahmen bringen.

Steuer erhalten

Kurz nach Bekanntwerden des Vorhabens der
Abschaffung hat sich in nur zwei Wochen „Die
Initiative „Ökonominnen und Ökonomen gegen
die Abschaffung der Erbschaftssteuer“ mit über
300 UnterstützerInnen u.a. auch Dr. Markus
Marterbauer (Wifo)  und Univ. Prof. Herbert
Walther gegründet.
Sie appellieren an die Regierung, die Erbschafts-
steuer zu reformieren, so dass sie  in Hinkunft
einen höheren Anteil am Steueraufkommen
einnehmen. Denn Erbschaftssteuern sind nicht
nur ökonomisch sinnvoll sondern auch sozial
gerecht.  Das Ende der Erbschaftssteuer ist ein
Anschlag auf die letzten Reste österreichischer
Steuergerechtigkeit.

Die Sache mit der Gerechtigkeit

Österreich ist kein Land des breiten, demokratisch verteilten Wohlstandes. Die

„Oberen Sechzigtausend“, das sind ein Prozent der ÖsterreicherInnen über 19 Jahre,

besitzen 34 Prozent des Gesamtvermögens. Auf die obersten zehn Prozent entfallen

zwei Drittel des Gesamtvermögens.

Österreich: 0,55

Deutschland: 0,86

Schweden: 1,58

OECD: 1,92

EU-15: 2,05

Schweiz: 2,49

USA: 3,07

Großbritannien: 4,33

Vermögensbesteuerung

in % des Bruttoinlandsproduktes (BIP)

Factbox

Erbschafts- und Schenkungssteuer

Je höher Ausbildung, Einkommen und soziale Stellung, desto höher sind auch im Durchschnitt
die zu erwartenden bzw. bereits erhaltenen ererbten Vermögen.

Grundlage der Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen ist das Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetz (ErbStG) 1955 (BGBl. I 112/2005 idgF). Zweck dieser zu den Vermögens-
steuern zählenden Abgabe ist die Besteuerung von unentgeltlichen Vermögensübergängen
im Wege von Erbschaften oder Schenkungen. Die Höhe der Steuer ist in fünf Stufen gestaffelt
und beträgt – je nach familienrechtlichen Naheverhältnis – zwischen zwei und 60 Prozent
der Bemessungsgrundlage. Bei Übergabe (Schenkungen) von Unternehmen gibt es Freibeträge,
gleichfalls unter anderem bei kleineren Erbschaften bzw. Schenkungen zwischen Ehepaaren.
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Laut dem BMSG-Sozialbericht 2002 besitzt in
Österreich das reichste Prozent der Bevölkerung
rund 34% des gesamten Privatvermögens. In
Punkto Vermögenssteuern ist Österreich das
Schlusslicht aller OECD-Staaten. Der Anteil der
Vermögenssteuern macht hierzulande etwas
mehr als ein Prozent der gesamten Steuer- und
Abgabeneinnahmen des Staates aus. Im Schnitt
der EU-15 sind es über fünf Prozent, in den USA
und Großbritannien sogar zwölf Prozent.

Alle Daten sprechen für mehr Vermögenssteu-
ern und nicht für weniger. Trotzdem gelingt es
der ÖVP, die Deutungshoheit über neutral ver-
sus ideologisch zu erlangen. BefürworterInnen
der Erbschaftssteuer wird erfolgreich ein ideo-
logisches „Mascherl“ umgehängt. Sieht man
sich internationale Vergleiche an, so stellt sich
die Frage, ob das Eintreten für den Erhalt der
Erbschaftssteuer nicht viel mehr pragmatisch
als ideologisch ist. Selbst der Bundespräsident

- der stets um ein vorsichtiges Abwägen seiner

Wortmeldungen bemüht ist - sprach sich für
den Erhalt der Erbschaftssteuer aus. Damit hat
er sich nicht weit hinausgelehnt, wie die ÖVP
lautstark trommelte, sondern einen Mindest-
standard an sozialer Balance eingemahnt.

Tatsächlich ist es ideologisch - nämlich konser-
vativ -, den Status quo der extrem niedrigen
Erbschaftssteuer beibehalten zu wollen. Für
die Abschaffung einer der letzten Vermögens-
steuern einzutreten, ist reaktionär. Es wäre
bestenfalls pragmatisch, eine Anhebung auf
den europäischen Durchschnitt zu fordern.

Erst wenn über eine solche Angleichung hinaus
Vermögenssteuern verlangt würden, könnte
von einer linken Forderung gesprochen werden,
wobei diese Bewertung wieder von der ausga-
benseitigen Intention abhängt. Höheren Einnah-
men aus Vermögenssteuern könnten genauso
gut  zur Lohnnebenkostensenkung verwendet
werden. Eine Forderung der Industrie.

Nun ist es das demokrati-
sche Recht der ÖVP, kon-
servativ zu sein und eine
Klientelpolitik für die
wohlhabendsten Schich-
ten zu betreiben. Ob es
auch ihr Recht ist, die eige-
ne Position als ideologie-
neutral darzustellen sei
dahingestellt. Faktum ist,
dass die SPÖ der konserva-
tiven Deutungshoheit
nichts entgegenzusetzen
hat, die SP-Führung inter-
nalisiert in ihrer offenbar
enormen Unsicherheit selbst die Realitätskon-
struktion der Volkspartei. Der ÖVP fehlt es hin-
gegen keineswegs an Selbstbewusstsein in die
eigene Argumentation, überdies hat sie die
Kühnheit, diese als wertneutral darzustellen.
Kurioserweise bedarf es dafür eines gesunden
ideologischen Unterfutters, einem konsistenten

Weltbild und klarer Ziele. Politische Grundpfei-
ler die nicht nur der österreichischen SP-
Führung abhanden gekommen sind.

Niki Kowall studiert Volkswirtschaft an der WU
und ist Mitorganisator der Plattform

"www.wirsindspoe.at".

“Die SP-Führung überlässt der ÖVP die politische Deutungshoheit

aus Mangel an eigenem ideologisch konsistenten Unterfutter.”

Unsere Leute regieren in die falschen Richtung

Eine der wichtigsten Aufgaben jeder Landesregie-
rung ist es, der Bevölkerung und den Unternehmen
die notwendige Infrastruktur zur Verfügung zu
stellen. Neben dem Bau von Straßen und Gebäu-
den zählt dazu vor allem die Strom-Versorgung.
In Oberösterreich heißt der Strom-Riese im Lan-
desbesitz Energie-AG: Pro Jahr setzt der Konzern
mehr als eine Milliarde Euro um, beschäftigt 5.000
MitarbeiterInnen, ist Platzhirsch in den Bereichen
Strom, Wasser und Entsorgung und erwirtschaftet
über 70 Millionen Euro Gewinn, jährlich.

Eigentlich, müsste man meinen, sollte der 94%-
Eigentümer – das Land Oberösterreich – zufrieden
sein, zumal der Konzern auch in der Steiermark
und in der Tschechischen Republik „wildert“. Am
Ende entscheidet Finanz-Referent Pühringer (ÖVP),
und der sagt klar: „Wir brauchen das Geld!“ Des-
wegen hat man bereits das gesamte Stromnetz
in einem so genannten Cross-Boarder-Leasing an
einen US-Investor verkauft (!), um es jetzt zurück
zuleasen. Das bedeutet im Jahr des Verkaufs mehr
Geld in der Kasse, langfristig aber weniger Vermö-

gen auf der Haben-Seite.Doch offenbar steckt das
Land in groben finanziellen Schwierigkeiten: Wie
vor wenigen Wochen bekannt wurde, plant
Pühringer knapp die Hälfte aller Aktien über die
Börse zu verkaufen – sprich zu privatisieren. Das
ist aus mehreren Gründen verwunderlich:

Erstens bröckelt nun der Glanz gehörig ab: Bis vor
kurzem posaunte man noch bei jeder Gelegenheit,
dass das Land schuldenfrei sei und wirtschaftlich
top dastehe. Dass dem nicht so ist, zeigt die Tatsa-
che, dass ein gut funktionierendes Infrastruktur-
Unternehmen verkauft werden soll.

Zweitens hat man offenbar aus der Vergangenheit
nicht gelernt. Wurde doch die ÖVP-Wahlniederlage
bei den Landtagswahlen 2003 auf die Privatisie-
rung der VOEST zurückgeführt. Und nun will man
frühestens ein Jahr vor den nächsten Wahlen den-
selben Fehler begehen? Die Not muss groß sein.

Drittens ist ein Verkauf über die Börse weder im
Interesse des Unternehmens noch im Interesse

des Landes. Der Grund ist schnell erklärt: Von den
Erlösen wird die Energie-AG nichts sehen, alle
Erträge fließen in Pühringers Budget-Loch. Das
Land wiederum müsste die Anteile unter ihrem
Wert verkaufen, weil es per Gesetz dazu verpflich-
tet ist mehr als die Hälfte zu  behalten. Kein be-
sonders interessantes Angebot für die Börsiane-
rInnen. Wie im Falle der VOEST oder der Austria
Tabak wird sich der Verkauf  für die KäuferInnen
in wenigen Jahren wieder herinnen haben.

Stellt sich die Frage, wer von einem solchen Deal,
den auch die Grünen (!) und die FPÖ unterstützen,
profitieren würde. In erster Linie die regionalen
Großbanken – allen voran die Raiffeisen Landes-
bank unter der Führung von General Luigi Monetti,
der schon aus der VOEST-Privatisierung als strah-
lender Sieger und nunmehr größter Aktionär her-
vorgegangen ist. Das Argument, dass die VOEST
heute besser dastehe als je zuvor lässt Erich Haider
nicht gelten: „Nur weil Scharinger bei der VOEST
eingestiegen ist, macht sie keinen besseren Stahl.
Er macht nichts besser. Die Aktionäre kassieren

nur die hohen Gewinne ab.“ um gleich massiven
Widerstand gegen die „neoliberale Ausverkaufs-
politik“ anzukündigen. Schließlich sind Strom und
Wasser nicht irgendwelche Güter, sondern öffent-
liches Vermögen.

Er bereitet eine Kampagne gegen die Verschleu-
derung des Landesvermögens vor. Pühringers He-
rausforderer will die Bevölkerung entscheiden
lassen, zumal es die Menschen waren, die das
Unternehmen seit der Verstaatlichung nach dem
Weltkrieg aufgebaut haben. Geht das? Ja, wenn
es Erich Haider gelingt, innerhalb eines halben
Jahres 81.000 notariell beglaubigte Unterstütz-
ungserklärungen für den öffentlichen Erhalt von
Wasser und Wasserkraft, Müllentsorgung vor al-
lem aber Stromversorgung zu sammeln. Dann
käme es zur erst zweiten „BürgerInnenbefragung“.
Die erste in der Geschichte (2000) war erfolgreich,
wenn auch weit weniger geringerer Bedeutung:
Verhindert wurde der Bau des Musiktheaters im
Schlossberg. Hinter der Kampagne stand die FPÖ
auf ihrem Höhepunkt.

Mit der Energie-AG will die ÖVP den landeseigenen Infrastruktur-Giganten an die Börse bringen.

Geht es Pühringer um das Wohl des Unternehmens oder doch nur um „mehr Privat, weniger Staat“?

Indes kündigt die SPÖ Oberösterreich massiven Widerstand und eine Volksbefragung an.

Populismus oder planlose Privatisierung?

Energie AG
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Die große Koalition ist seit drei Monaten im Amt.
Wie zufrieden bist du mit der Politik?

Klaus Baumgartner, aks-linz

Stefan Bräu, Jugendkulturverein JUMP

Barbara Blaha, ÖH-Vorsitzende

Labg. Mag.a Gertraud Jahn

Bei der Ressortverteilung hat die SPÖ schwere Einbußen
hinnehmen müssen, um dafür so wichtige Ministerien wie
Bildung, Infrastruktur aber auch Frauen zu bekommen.
Besonders schmerzt, dass die Arbeitsagenden nicht ins Sozi-
alministerium geholt werden konnten. Die ÖVP hat ihre
Position als einziger wirklicher Verhandlungspartner natürlich
beinhart ausgenützt. Im Regierungsprogramm sehe ich –
trotz schmerzlicher Punkte wie der Studiengebührenregelung

- aber auch viele positive Ergebnisse wie 1000 ¤ Mindestlohn,
flexibles Kindergeld, soziale Absicherung freier Dienstnehmer
und neuer Selbständiger, Halbierung der Abschläge bei
Frühpension oder die Grundsicherung. Das wirkliche Problem
ist, dass die ÖVP ein Finanzdesaster hinterlassen hat und
wenig Finanzierungsspielraum ist. Ich würde den Bereich
Ausländerintegration viel stärker betonen. Das ist die gesell-
schaftspolitische Herausforderung der Zukunft.

Manu Hiesmair, Protestsektion

Als Anfang Jänner das Regierungsübereinkommen veröffent-
lich wurde, war ich fassungslos: Studiengebühren nicht
abgeschafft, keine notwendigen Veränderungen im Fremden-
recht, kein Wort zu Zivildienst. Heute, rund 100 Tage nach
der Angelobung, sind meine schlimmsten Erwartungen
übertroffen. Statt der befürchteten neoliberalen Politik mit
sozial(demokratisch)em Anstrich gibt es: neoliberale Politik.

Der Sozialminister hat kein Portfolio, der Wirtschaftsminister
ist für Arbeit zuständig und die Frauenministerin hat nicht
einmal ein eigenes Ministerium. Anstatt Vermögen stärker
zu besteuern, wird die Erbschaftssteuer abgeschafft. Die SPÖ
hat nicht nur vor der ÖVP aufgegeben, sie hat gar nicht ange-
fangen, progressive Politik zu machen. Kurz: Es kam noch
schlimmer, als erwartet.

Es ist Zeit, dass verstaubte österreichische Schulsystem mit
den richtigen Veränderungen ins 21 Jahrhundert zu bringen.
Kein leichtes Unterfangen bei so emotionalen Themen wie
Gesamtschule, Ganztagsschule, verbale Beurteilung und
vieles mehr. Die Pläne, die Gesamtschule einzuführen
unterstütze ich sehr. Auch hoffe ich, dass die Bildungsminis-
terin im Gegensatz zu ihrer Vorgängerin den Dialog auch zu
uns SchülerInnen sucht. Die ersten hundert Tage lassen also
hoffen. Ideen sind scheinbar vorhanden. Aber wie so oft wird
das Geld eine wichtige Rolle spielen. Und dass war für Bildung
noch nie wirklich vorhanden. Im Doppel- Budget ist keine
große Steigerung für den Bereich Erziehung&Unterricht.
Bleibt also zu hoffen, dass der frische Winde nicht wegen
Geld an Energie verliert. Denn wir haben uns nach elf Jahren
Gehrer mehr als nur Sonnenschein verdient.

Die Entäuschung unter den Studierenden über die Nicht-
Abschaffung der Studiengebühren ist groß. Die Stipendien
werden nicht einmal so weit erhöht, als dass sie der Inflation
der letzten sieben Jahre (da hat die letzte Erhöhung stattge-
funden) angepasst wären. Zwei von drei Studierenden arbei-
ten jetzt schon, um sich das Leben zu finanzieren.

Studierende, die es sich selbst bzw. deren Eltern es sich leisten
können, von diesem vorgschlagenen und bis heute noch
nicht näher definierten Sozialdienst freikaufen, während
sozial Schwächere dieses Angebot überproportional in An-
spruch nehmen (müssen). Im Hinblick auf die ÖH-Wahlen
schmerzt es, dass die von der schwarz-blau-orangen Direkt-
wahl auf Bundesebene nicht wiederhergestellt wurde und
auch bei den Fachhochschulen keine Änderungen eintreten.

Stefan Etzelstorfer, IKS & Mario Kalod, VSStÖ

Wo ist die sozialdemokratische Handschrift? Ich war der
Meinung, es könnte nicht mehr schlimmer werden, nachdem
die Studiengebühren nicht abgeschafft wurden, aber Kanzler
Gusenbauer hat mich eines besseren belehrt. Er hat es ge-
schafft im Liegen um zufallen und auch in der Frage der
Erbschaftssteuer dem konservativen Kurs zu folgen.

Sich eine Argumentation gefallen zu lassen, in der man ohne
weiteres auf 150 Mio. Euro verzichten kann, aber  124 Mio.
Euro in Form von Studiengebühren für unabdingbar hält, ist
wirklich ein starkes Stück. Kanzler Gusenbauer sollte sich
daran erinnern, die Interessen der Bevölkerung zu vertreten
und nicht die eines Vizekanzlers Molterer.

„Auch diese Regierung ist wieder zu feig, sich gesellschaftli-
chen Realitäten wie beispielsweise Homosexualität, Transse-
xualität oder radikalen AbtreibungsgegnerInnen zu stellen.
Gerade die jungen ÖsterreicherInnen – vor allem jene, die
der SPÖ ihr Vertrauen geschenkt haben – verstehen nicht,
was das Problem daran sein soll, gleichgeschlechtliche Part-
nerInnenschaften mit der Hetero-Ehe gleichzustellen.
Besonders in Städten haben die meisten Jugendlichen Ho-
mosexuelle in ihrem Freundeskreis und müssen regelmäßig
miterleben, wie diese von Privatpersonen und der Gesell-
schaft beleidigt und benachteiligt werden. Doch dass die
SPÖ nicht wirklich Interesse an Jugendlichen hat, zeigt sich
alleine an der Kompetenzaufteilung innerhalb der Koalition.
Dinge wie die Frage der Studiengebühren oder generell die
Jugendagenden wurden alle der ÖVP geschenkt.“
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„Ich halte eine Wahlaltersenkug für falsch, da
erfahrungsgemäß 16-Jährige meist keinen blas-
sen Schimmer von der Politik haben und in
diesem Alter noch nicht daran interessiert sind“,
meint Erik (17), Schüler aus dem Bezirk Freistadt.
Ähnlich sehen das auch Kathi (15) und Julia (16)
aus Linz. „Ich selbst kann mit Politik wenig
anfangen.“ und „Ich kenne mich viel zu wenig
aus, als dass ich selbst wählen könnte“, so die
Gymnasiastinnen.

So wie die drei denken viele junge Menschen,
Politik aktiv mitzugestalten trauen sich eben
die wenigsten zu. Laut der Shell-Jugendstudie
2006 sagen Jugendliche über sich selbst, ein
geringes Interesse an Politik zu haben. Im vier-
ten „Jugendradar“, einer groß angelegten Stu-
die zu den Interessen und Bedürfnissen der 14-
 bis 30- Jährigen, geben 71% der Befragten unter
20 Jahren „gar kein“ oder „kaum“ Interesse an
Politik an. In der Gruppe der 20- bis 24-Jährigen
sind es „nur“ mehr 50% die von Parteien nichts
oder nur sehr wenig wissen wollen. Die Gruppe
der Interessierten („sehr“ oder „etwas“) wächst
von 24% auf 42%. Bei den noch älteren Jungen
ändert sich nichts mehr.

Ist die heutige Jugend also schlichtweg unpoli-
tisch? Nein. Dieselben Studien, die Politikver-
drossenheit prognostizieren, zeigen nämlich
auch, dass sich gerade junge Menschen
überpropotional oft ehrenmtlich engagieren.
33% der Jugendlichen geben an “oft”, und wei-
tere 42%, “gelegentlich“ für soziale oder gesell-
schaftliche Zwecke in ihrer Freizeit aktiv zu sein

(Shell-Jugendstudie 06). Dominierend sind ju-
gendbezogene Fragestellungen, wie etwa der
Einsatz für die Interessen von Jugendlichen
oder auch für bessere Möglichkeiten einer sinn-
vollen Freizeitgestaltung. Hinzu kommen Akti-
vitäten für sozial schwache oder benachteiligte
Menschen, für ein besseres Zusammenleben
oder auch Verbesserungen im Wohngebiet. Das
Argument “Wer nicht wählen will, soll auch
nicht dürfen“ verwenden vor allem die Konser-
vativen. Noch einmal darüber nachgedacht
müsste eher das Gegenteil stimmen. Wer wäh-
len darf, hat auch Interesse an Politik und geht
auch wählen. Wählen weckt Interessen.

Demokratie-Defizit

Die Jugend ist in ihrem Tun also sehr wohl
politisch. Dass sie das was sie selbst tun und
denken nicht als Politik oder politisch erkennen,
liegt wohl daran, dass sie keine Vorstellung von
dem haben, was Politik eigentlich genau ist.

“Der Begriff Politik ist bei den jungen Menschen
sehr eng definiert, Politik ist für sie zu weit weg,
als dass er greifbar wäre. Politik wird eben oft
als viel zu kompliziert wahr genommen”, so
Sophie Lojka, Bundesvorsitzende der Aktion
kritischer SchülerInnen (aks), die sich für eine
Wahlaltersenkung und politische Bildung an
Schulen stark macht. Laut ihr fördere die Schule
und das Schulsystem politisches Desinteresse.

“In der Schule haben wir kaum Mitspracherecht,
kaum eine Möglichkeit, Politik selbst zu leben.
Schule funktioniert nach Autorität, nicht nach
Demokratie.”

Tatsächlich lassen hierzulande viele Schulen
Schuldemokratie vermissen. Einzig die/der
SchulsprecherIn wird von den SchülerInnen
direkt gewählt, nicht aber die Vertretung auf
Landes- oder Bundesebene. Im Unterricht ist
Mitsprache nicht vorgesehen, welche Themen
wann wie behandelt werden (oder auch nicht),
entscheiden die Lehrenden und der Schüler-
Innenvertretung fehlen laut ihren Repräsenta-
tInnen die Strukturen. “
Ist der Direktor dagegen, wird’s nicht gemacht.
Wir sind vom Goodwill der Schulleitung
abhängig”, erzählt Christine B., Schulsprecherin
im Salzkammergut. “In der Schule wird Kopfni-
cken belohnt, wer etwas verändern will, hat es
nicht unbedingt leichter. Wir versuchen es trotz-
dem.”

Lizenz zum Wählen

Als ob dem nie ein jahrelanges Tauziehen zuvor
gestanden wäre, verkündete Anfang März die
Bundesregierung völlig selbstverständlich und
nebenbei, dass mit der Briefwahl und einer
Verlängerung der Legislaturperiode auf fünf
Jahre auch die Wahlaltersenkung kommt. Die
ÖVP galt in der Sachen Wahlaltersenkung bis
dato als dogmatisch: Ganze 15 Mal hat die
oberösterreichische VP den Antrag auf Wählen
mit 16 im Landtag abgelehnt. Die Wahlaltersen-
kungs-GegnerInnen – allen voran Josef Pühr-
inger – konnte sich in dieser Frage wohl nicht
durchsetzen. Zumindest bei den kommenden
Nationalratswahlen sind 16-jährige Staats-
bürgerInnen also wahlberechtigt.

Bisher war es 16-Jährigen nur auf der untersten,
der Kommunalebene im Burgenland, in Kärnten,
Salzburg, der Steiermark und Wien gestattet,
auf Landesebene in den drei SP-regierten Län-
dern Burgenland, Salzburg und Wien. Bei den
letzten Wahlen zum Gemeinderat im Burgen-
land machten nahezu 85% der 16- bis 18-
Jährigen von ihrem Wahlrecht Gebrauch.

Wären kommenden Sonntag Wahlen, wären
in OÖ rund 33.000 Jugendliche zwischen 16
und 18 stimmberechtigt, immerhin 3,5% aller
Wahlberechtigten – ein Anteil an WählerInnen
zu klein, um ihn wirklich ernst zu nehmen, je-
doch zu groß zum Ignorieren. Bis jetzt war die
Jugend eine immer gern vorgeführte Zielgrup-
pe, aber nicht mehr. Ein Stimmrecht für die
Jungen führt da wohl automatisch dazu, dass
sich die Parteien mehr Gedanken über sie ma-
chen muss, sei es auch nur aus rein politischem
Kalkül.

“Ich habe mal in meiner  Klasse gefragt, wer für
Wählen ab 16 ist, die wenigsten haben aufzeigt.
Dann fragte ich, wer wählen gehen würde, da
zeigten die meisten auf”, erzählt Nicole (16)
aus der Linzer Peuerbach Schule. Sie selbst
meint: „Wer wählen darf, wird sich auch mehr
mit Politik befassen. Und die Politik kann uns
dann nicht mehr ignorieren, denn dann zählt
auch unsere Stimme etwas.“ Auf die Frage, wen
sie denn wählen würde, meint sie selbstbe-
wusst, dass das eine wohl überlegte Entschei-
dung sein wird und antwortet mit „Wahl-
geheimnis“.

Von wegen unpolitisch

Es ist offiziell, 16-Jährige erhalten das Wahlrecht. Die Jugend ist mit Sicherheit

politischer, als sie von sich behauptet.

Factbox

Wahlrecht in Zahlen

• Anzahl der europäischen Staaten, die derzeit einen Urnengang unter 18 gewähren: 0
• Jahr, indem das iranische Parlament das Wahlalter von 15 auf 18 Jahre hinaufgesetzt hat: 2007.
• Alter in Jahren, mit dem man in Nordkorea und den Seychellen an die Urnen darf: 17
• Alter in Jahren, mit dem man in Gabun, Kamerun, Malaysia, dem Libanon, Lesotho, Nigeria, 

den Salomonen, Tokelau, Tonga und der Zentralafrikanischen Republik wählen darf: 21.
• Jahr, indem in Österreich das Wahlrecht für Frauen eingeführt wurde: 1919.
• Alter in Jahren, mit dem man in Japan, Marokko, Nauru, Singapur, Taiwan und Tunesien wählen

darf: 20.
• Mindestwahlalter in Jahren für Polizeiangehörige und Streitkräfte in der Dominikanischen 

Republik: 0.
• Anzahl der in Guatemala wahlberechtigten Armeeangehörigen: 0
• Höchstalter in Jahren für wahlberechtigte Kardinäle: 80
• Jahr, bis zu dem die schwarze Bevölkerung in Süd-Afrika offiziell bei Wahlen ausgeschlossen

war: 1994.
• Jahr, indem das Schweizer Kanton Appenzell Inerrhoden das Frauenwahrecht einführte: 1990
• Anzahl der deutschen Bundesländer, in denen 16-Jährige wählen dürfen: 5.
• Jahr, indem das Grazer Volksblatt schrieb, dass die Frau „viel zu impulsiv, zu nervös sei, um 

sich mit Wahlen und Politik zu beschäftigen: 1913
• Anzahl der BürgerInnen, die in Saramagos Roman „Die Stadt der Sehenden“ wählen geht: 3.

Factbox

Rec ht behalten
Ein Überblick über das, was Jugendliche „dürfen”.

Mit dem „Vollendung des 16. Lebensjahres“ ist es nicht nur mit der
Heimlichtuerei beim Rauchen und Trinken von alkoholischen Getränken
vorbei, es ändert sich eine Reihe bei den Rechten und Pflichten. Jugend-
liche ab 16 dürfen in Oberösterreich die ganze Nacht Fortgehen, mit
dem L17-Führerschein beginnen und sich vor Gericht für „ehemündig“
erklären lassen und daraufhin den „Bund fürs Leben“ schließen.

Mit dem Moped darf man im Alter von 15 Jahren, Geschlechtsverkehr
ist ab 14 Jahre legal möglich und ebenfalls ab 14 Jahren können sie im
Fall der Scheidung ihrer Eltern allein entscheiden, bei welchem Elternteil
sie verbleiben wollen. Hinzu kommt die Unzahl an (Sorgfalts-)Pflichten,
die mit dem Abschluss eines Lehrverhältnisses von rund der Hälfte der
Jugendlichen im Alter von 15 Jahren eingegangen werden.



Interview mit Luise Pusch

08

“Der Rede wert”

Anlässlich des Weltfrauentages war die deutsche Sprachwissenschafterin Luise F. Pusch in Linz. Die freiberufliche

Publizistin ist im Bereich der Frauenforschung tätig, ihr Spezialgebiet ist die feministische Linguistik. Quer

sprach mit Luise F. Pusch über Feminismus, den Fortschritt der Sprache und das Prinzip Man als Norm (MAN).

Über den Begriff „Feminismus" gibt es viele
Missverständnisse. Wie ist ihre Definition?

Feminismus ist eine Frage gestellt von den
falschen Personen (Frauen) an die falschen
Adressen (Politik, Militär, Wissenschaft, Kirche
usw.) zu jeder unpassenden Gelegenheit. Die
Frage lautet: Was haben wir Frauen davon? Sie
zerstört die Fundamente des Patriarchats. Diese
Antwort auf die oft gestellte Frage fand ich
nach längerem Nachdenken im Jahr 1982 und
stellte sie meinem Sammelband „Feminismus:
Inspektion der Herrenkultur“ erschienen im
Suhrkamp Verlag voran. In dem Band habe ich
zu dem Thema auch einen Aufsatz veröffent-
licht: "Feminismus und Frauenbewegung – Ver-
such einer Begriffsklärung". Das Fazit dort in
etwa: Feminismus ist die Theorie der Frauenbe-
wegung. Mit heutigen Worten: Feminismus ist
ein "Querschnittsthema". Oder, in schrecklichen
Worten (aber die Idee ist richtig): Gender Main-
streaming ist angesagt.

Ihr Feld ist die feministische Sprachkritik und -
politik. Was an der deutschen Sprache ist sexis-
tisch? Was ist die Rolle der Frau im täglichen
Sprachgebrauch?

Das Prinzip "MAN" = Mann als Norm, in all
seinen Varianten. Es macht  jede noch so große
Gruppe von Frauen symbolisch zu einer Män-
nergruppe: 99 Sängerinnen und ein Sänger
sind nach den Regeln der deutschen Grammatik
zusammen 100 Sänger. Es macht auch jede
hypothetische Person zu einem Mann: "Zu Risi-
ken und Nebenwirkungen fragen Sie Ihren Arzt
oder Apotheker". Der Mann ist die Norm, die
Frau ist die Abweichung von der Norm, sie ist
buchstäblich nicht normal, und nicht der Rede
wert.

Was sind Vorschläge, wie eine geschlechterge-
rechte Sprache aussehen könnte?

Ich rede lieber nur von "gerechter Sprache". Es
gibt gemäßigte Vorschläge und radikale. Die
Gemäßigten lassen sich mit der Abkürzung
DNA erfassen: D wie Differenzierung oder Dop-
pelform: Statt die Studenten sagen wir die
Studentinnen und Studenten. N wie Neutrali-
sierung: Statt „die Studenten“ sagen wir „die
Studierenden“. A wie Abstraktion: Statt „Der
Minister für Frauen und Gesundheit“ (frühere
Bezeichnung des Amtes) sagen wir „Mini-
sterium für Frauen und Gesundheit“ (heutige
Bez. des Amtes). Eine gesunde Mischung von
D, N und A wird derzeit von vielen praktiziert,

die das Gesetz MAN = Mann als Norm über-
winden wollen.

Die radikalen Vorschläge sind:
a) Einführung des umfassenden Femininums,
wobei Männer immer herzlich mitgemeint sind.
Früher hieß es: Wir sind 30 Mitarbeiter, 20
davon weiblich. Mit dem umfassenden Femini-
num wird daraus: Wir sind 30 Mitarbeiterinnen,
10 davon männlich.

b) Die Abschaffung des –in und Einführung des
Neutrums für Personen, deren Geschlecht nicht
bekannt ist und auch nicht präjudiziert werden
soll (seit 1980 bekannt als "der verrückte Pusch-
Vorschlag“): Wir hätten dann Texte wie:

“Birgit ist eine gute Student. Früher war sie
übrigens Sekretär bei einer Architekt. Jetzt su-
chen wir für ihre Dissertation ein Gutachter,
das sich in feministischer Theorie auskennt.”

Die Lösung hat den Vorteil, daß wir Frauen "die
Stämme besetzen" und dass alle lästigen Ver-
doppelungen entfallen. Den meisten ist nicht
bewusst, dass die Lösung weniger radikal ist
als es scheint: Große Teile der deutschen Perso-
nenbezeichnungen funktionieren bereits nach
diesem Schema: Die Geschlechter werden nur
durch den Artikel voneinander unterschieden:
Die Angestellte, der Angestellte; die, der Abge-
ordnete, usw.

Wie ist ihre Sprach-Bilanz seit 1984, dem Jahr
in dem ihr Buch "Das Deutsche als Männerspra-
che" erschienen ist? Tritt ein Wandel des Sprach-
bewußtseins in der Öffentlichkeit ein?

Teils - teils. Ein deutlicher Fortschritt ist die Tat-
sache, daß das Maskulinum nicht mehr das ist,
was es einmal war. Vor der feministischen
Sprachkritik hieß es “Sie ist Kaufmann, Ratsherr,
Amtmann”, und sofort. Das Publikum, meist
zur Hälfte weiblich, wurde angeredet als “Liebe
Leser, liebe Zuhörer, liebe Wähler und Bürger
draußen im Lande.” Das geht heute so nicht
mehr, da sind Mann und Frau sensibel gewor-
den. Wir werden angeredet als “Liebe Leserin-
nen und Leser” und eine Frau ist Kauffrau oder
Ratsfrau, ganz selbstverständlich. Und das Pen-
dant ist der “Hausmann”, der früher noch ganz
lächerlich wirkte. Außerdem gibt es verbindli-
che Richtlinien für einen “geschlechter-
gerechten Sprachgebrauch”, dem zumindest
die Amtssprache in der Bundesrepublik ver-
pflichtet ist, z.B. in Formularen, Gesetzestexten
und so weiter. Andererseits sind wir alle träge.
Überdies gehört unsere Sprechweise zu unse-

rem Intimbereich, in den wir uns nur sehr un-
gern hineinreden lassen.

Geschlechtergerechte Sprache -ich nenne sie
ja lieber nur “gerechte Sprache"- bedarf der
Einübung und der Bewusstheit. Und wir spre-
chen lieber und besser, wenn wir uns der Spra-
che beim Sprechen nicht bewusst sind. Es gibt
also ein paar ganz natürliche Bremsen gegen
den Sprachfortschritt. Und schließlich gibt es
den von Männern in allen Machtbereichen ge-
hegten und geschickt geschürten Widerwillen
gegen die “Emanzen”.
Das war zu allen Zeiten so und gilt ganz allge-
mein, wenn eine Gruppe in ihrer Macht einge-
schränkt werden soll. Auch der französische
Adel ließ sich nur ungern köpfen, um ein dras-
tisches Beispiel zu nennen. Die Frauenbewe-
gung ist ja schon uralt, die organisierte begann
in weiten Teilen Europas etwa um 1850 und
stieß auf härtesten Widerstand. Aber in-
zwischen dürfen Frauen hier doch wählen, ihr
Geld selbst verwalten und die höhere Schule
besuchen, sogar die Universität. Das war früher
bei uns alles verboten - und in anderen Teilen

der Welt, siehe Saudi-Arabien, Kuwait und an-
dere arabische Länder, immer noch. Aber die
Gerechtigkeit ist letztlich nicht aufzuhalten,
wenn es auch immer wieder Rückschläge und
erbitterten Widerstand gegen sie gibt.

Ich meine, die feministische Sprachkritik hat
zur sexistischen Grammatik das Wesentliche
schon vor einem Vierteljahrhundert gesagt, in
Europa etwa in der Zeit ab Mitte der siebziger
bis Mitte der achtziger Jahre. In den fast zwan-
zig Jahren danach ging es folgerichtig nicht
mehr um theoretische Fundierung, sondern
um die Durchsetzung feministisch-linguist-
ischer Forderungen in der Praxis. Diese Forde-
rungen lassen sich in einem handlichen Spruch
zusammenfassen: Frauen wollen sprachlich
gewürdigt werden und sprachlich sichtbar sein.

Welche (anderen) konkreten Möglichkeiten se-
hen Sie zur Befreiung der Frauen? Individuell
und kollektiv?

Frauen aller Länder vereinigt euch (individuell
und kollektiv).

Über Luise Pusch

Informationen zu 6229 Frauen befinden sich in der Datenbank von Luise Pusch, die sie
über das Web unter www.fembio.de führt. FemBio, das sich „der Aufklärung der Gesell-
schaft über ihre bessere Hälfte“ widmet, besteht seit 2001 und ist wohl die größte
Sammlung von Frauen-Biografien weltweit.
Humorvoll, unterhaltend, und doch informativ und nachdenklich machend sind die
Bücher der 63-Jährigen im Bereich der Feministischen Sprachkritik und Frauen Biogra-
phieforschung. Seit 1985 widmet sich Luise Pusch hauptsächlich publizistischer Tätigkeit,
zahlreiche Buchveröffentlichungen auf dem Gebiet der feministischen Linguistik und
der Frauenbiographieforschung sind erschienen. Prädikat lesenswert. Infos auch unter:
www.luisepusch.de
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Alltag im Web

Open Source

Mit Web 2.0 erobern sich die BenutzerInnen das Internet zurück – heißt es.

Nie soll es einfacher gewesen sein, selbst mitzugestalten und zu partizipieren.

„Stell dir eine Welt vor, in der jeder einzelne
Mensch auf dem Planeten freien Zugang zum
gesamten menschlichen Wissen hat. Das ist es,
was wir tun“, sagt Jimmy Wales, Co-Gründer
der freien Online-Enzyklopädie Wikipedia. Weil
es aktueller und umfangreicher ist als jedes
andere Lexikon, ist Wikipedia das Nachschlage-
werk Nummer eins. Das Konzept dahinter ist,
dass die BenutzerInnen nicht nur lesen, sondern
sich aktiv einbringen. Bei Wikipedia sind das
schon mehr als 7.000 AutorInnen, die regel-
mäßig an der deutschsprachigen Ausgabe mit-
arbeiten.

Die "read-only"-Kultur des 20. Jahrhunderts
wird allmählich durch eine des "read/write"
abgelöst, meint Creative Commons-Erfinder
Lawrence Lessig. Menschen benutzen das Me-
dium Internet nicht nur, sondern gestalten es
auch mit, von den NutzerInnen zu den Produ-
zentInnen also. Wikipedia ist nur ein Beispiel
von vielen, wo das Netz ein Werkzeug für Zu-
sammenarbeit darstellt.

Social Web zeichnet sich dadurch aus, dass es
die NutzerInnen miteinander verbindet. Eine
Dating-Seite und das StudiVZ zählen ebenso
dazu, wie Weblogs oder das Online-Lexikon
Wikipedia. Sozial Web baut wesentlich auf Ver-
netzung durch Links auf. Das Prinzip Connecting
ist auch die große Stärke von Wikis, die auf den
ersten Blick so wenig mit Blogs gemein haben:
Denn während der/die Autor/in beim Blog ganz
zentral und Selbstdarstellung wesentlicher Teil
des Konzepts ist, verschwinden bei Wikis die
zahlreichen AutorInnen (fast) völlig. Was von
ihnen übrig bleibt, ist der gemeinsam geschaf-
fene Inhalt, ein kollektiv-kooperatives Werk.

Blick in die Blogosphäre

JournalistInnen tun es, ebenso die deutsche
Bundeskanzlerin Angela Merkel, so wie der
österreichische Sozialminister Erwin Buchinger.
Sogar die Gewerkschaft tut es. Wer bloggt, liegt
also im Trend der Zeit. Blogs gibt es zu allen
erdenklichen Themen und zu deren Erstellung
gehört – außer einem Computer mit Internet
– nicht viel dazu. Das bestätigen auch die Zah-
len rund um das seit den 1990ern bestehende
chronologisch geordnete Tagebuch im Web.

Angeblich entsteht jede Sekunde ein neuer
Weblog, laut Blogherold.de gibt es weltweit
fast 200 Millionen der digitalen Netz-Tage-
bücher, wovon ca. 300.000 in Deutschland ge-
startet wurden und geschätzte 20.000 in Öster-
reich. Bloggen bleibt aber – wie die Internet-
nutzung generell – vorwiegend Sache der jun-
gen Bevölkerung: Rund 92% der Blogs werden
von unter 30-Jährigen angelegt. Gelesen wer-
den die meisten von vielleicht hundert LeserIn-
nen, nur wenige schaffen es, mehrere hundert

oder tausend LeserInnen anzuziehen.  Einer
von jenen Bloggern, der so richtig viel Resonanz
bekam, war „Salam Pax“, der 2003 während
des Irak-Krieges berichtete. Sein Blog „dear
Raed“ wurde von bis zu drei Millionen Leuten
pro Tag gelesen.

Und dennoch: Allzu harmlos scheint es in der
Blogosphäre schon lange nicht mehr zuzuge-
hen. Dass nun auf Initiative von Web 2.0-Be-
griffserfinder und Web-Guru O’Reilly Verhal-
tensregeln und Blog-Abzeichen entstanden,
lässt die BloggerInnen – vor allem in den USA,
wo Blogs schon wichtige Nachrichten-Funkt-
ionen inne haben – erneut heftig über freie
Meinungsäußerung diskutieren.

Journalismus ohne Qualitätskontrolle?

Für Julian Paine, Mitarbeiter der Organisation
„Reporter ohne Grenzen“ sind Blogs „die neuen
Vorboten freier Meinungsäußerung. BloggerIn-
nen seien in Krisengebieten oft die einzig rich-
tigen JournalistInnen, wenn die Mainstream-
Medien zensiert werden“, meint Paine. Gerade
in solchen Ländern zeigen Blogs eine andere
journalistische Qualität, nämlich die der Primär-
recherche. „Diktatoren fürchten sich vor dieser
neuen Medienmacht“, schreibt der Chefredak-
teur von ZEIT-Online, Gero von Randow über
Blogs.

Andere halten dagegen, dass im Netz haupt-
sächlich extremistische Gruppen die Initiative
ergreifen und dass man die Mehrzahl der Web-
logs entweder als „politisch zweifelhaft“ oder

„Müll“ einstufen soll. Das besondere an Weblogs
ist somit sicher auch, dass sie sehr vielseitig
sind. Und zumal auch eine kritische Gegenöf-
fentlichkeit. „Unbequeme Nachrichten lassen
sich heute nicht mehr leicht unter-drücken“,
meint Robert Misik, selbst Autor eines Blogs
www.misik.at, „im Blogzeitalter sitzen die Mäch-
tigen unbequemer.“

Zurück in die Zukunft

Unter dem Schlagwort „Web 2.0“ sind eine
Menge neue Medien aufgetaucht, die den/die

„normale/n“ BürgerIn einladen, im Internet aktiv
zu werden. Dass das Internet Interaktion ermög-
lichen soll, ist keineswegs neu, sondern geht
zum Ursprung des Internets zurück. Als das
World Wide Web (WWW) Anfang der 1990er-
Jahre in Betrieb ging, hatten seine ErfinderIn-
nen und die ersten PionierInnen eine weltweite
Plattform für kritischen Austausch und Dialog
im Sinn. Das World Wide Web sollte ein gemein-
samer Sammelplatz für Informationen werden.
Mitte der neunziger Jahre folgte schließlich die
Kommerzialisierung des Webs: Die NutzerInnen
wurden so mehr und mehr zu KonsumentInnen,
nicht zu AkteurInnen.

Blog-Roll

• Bildblog – www.bildblog.de
Das Team um den Bildblog fühlt der mächtigsten Zeitung Deutschlands auf
den Zahn.

• Netzpolitik.org – www.netzpolitik.org
Netzpolitik beschäftigt sich mit der Informationsgesellschaft und Bürger-
Innenrechten im digitalen Zeitalter.

• Herdentrieb - http://blog.zeit.de/herdentrieb/
Betrachtungen über die freie Marktwirtschaft und  die ihr folgende Herde. 
Von Zeit-Redakteur Robert von Heusinger.

• PressThink - http://journalism.nyu.edu/pubzone/weblogs/pressthink/
Der, anspielend auf George Orwells „Newspeak“ benannte, Blog beobachtet
Entwicklungen in der Medienkonzernlandschaft und versucht, eine Gegen-
öffentlichkeit zu schaffen.

• Glutter - http://glutter.typepad.com/
Yan Shan-Shackelton bloggt über Politik, Kunst und Zensur in China.

• Blog - http://www.williamgibsonbooks.com/blog/blog.asp
Urgestalt der Open Source Bewegung und Gründer des Cyberpunk-Genres 
(„Neuromancer“) William Gibson schreibt über Parkplätze, seine Bücher und
Politik.

Factbox

7 Dinge über Blogs:

1.)  Es gibt Blogs zu allen erdenklichen Themen.

2.)  Egal, was es ist, es gibt da draußen immer eine andere Meinung. Und eine

andere Meinung zur anderen Meinung.

3.)  Einen Blog zu erstellen dauert ungefähr drei Minuten. Eine Möglichkeit 

findest du unter http://www2.blogger.com

4.)  Jede Sekunde entsteht ein neuer Blog.

5.)  Im Internet könnte jede/r ein Hund sein.

6.) BloggerInnen werden NobelpreisträgerInnen

7.)  Blogs können die Welt verändern.
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Open Source // Mediensplitter

Freie Netze. Freies Wissen.
Siebzehn junge AutorInnen setzen sich in dem Buch Freie Netze.
Freies Wissen mit möglichen Open Source-Projekten für Linz
auseinander. In jedem der neun Kapitel kommen in Interviews
Menschen wie Lawrence Lessig oder Richard Stallman zu Wort, die
mit dem Thema als ExpertInnen, PionierInnen oder unmittelbar
Betroffene zu tun hatten oder haben. Das gesamte Buch auch als
PDF verfügbar unter www.freienetze.at.

Ideen sind etwas wert
Der Musik- und Filmindustrie ist auch nichts zu blöd: Mit ihrer
Initiative "Ideen sind etwas wert" wollen sie ihre Propaganda in die
Schulen bringen. Das Unterrichtspaket vermittelt eine einseitige
Sichtweise über Geistiges Eigentum und Urheberrechtsbestimmun-
gen. Das Gehrer’sche Unterrichtsministerium hat die Initiative mit
offenen Armen unterstützt. www.ideensindetwaswert.at.

Petition!
In immer mehr Bereichen werden die Chancen und Potentiale einer

„digitalen Revolution“ sichtbar. Damit ist die Möglichkeit gemeint,
verschiedenste Werke wie Musik, Videos, Texte oder Bilder nicht nur
einfach und kostengünstig herstellen sondern auch quasi kostenlos
auf der ganzen Welt verbreiten zu können. Aus dieser Entwicklung
bietet sich ein breites Feld an kommunalpolitischen Handlungsfel-
dern. Um einige davon aufzuzeigen, hat die SJ-Linz die Petition "Linz
Stadt des freien Wissens" gestartet. In den Forderungen geht es um
den Zugang zu Wissen und die Förderung von freier Software und
freien Lizenzen. Online unterzeichnen unter www.wissenslände.at.

Durch die Vereinfachung der Web-Technologien und dem
leichteren Zugang fangen Menschen in den letzten Jahre
wieder vermehrt an, sich im Internet aktiv zu beteiligen.

Internet und Web 2.0 spielt sich aber bisher fast nur in den
Industriestaaten, unter gut gebildeten und verhältnismäßig
vermögenden Menschen ab. Noch lange nicht ist an den
Zugang zu Computern für jedeN zu denken – und in einigen
Ländern (China, Saudi Arabien, ..) gibt es zwar Computer,
aber nur ein von der Regierung zensiertes Internet.

Copyleft!

Dennoch: Noch nie war es einfacher, Menschen und ihr
Wissen in Form von Texten, Bildern oder Tönen zusammen-
zubringen und zu vernetzen. Für die Informationsgesell-
schaft stellt sich die Frage: Wie diese Fülle an Wissen verwal-
ten und deren ökonomische Rahmenbedingungen
gestalten? In diesem Zusammenhang taucht oft der mittel-
alterliche Begriff der Allmende – das von allen BewohnerIn-
nen mit gleichen Rechten genutzte Land – auf. Hierin geht
es um den zentralen Denkansatz, dass Wissen durch Teilung
und Nutzung nicht weniger wird („Über-nutzung“), sondern
mehr.

Die Wissens-Allmende basiert also auf dem Prinzip der
Gegenseitigkeit: Ich gebe meine Werke frei, wenn ich dafür
auch die Werke anderer frei nutzen kann. Diese freie Verfüg-
barkeit der Inhalte machen Creative Commons-Lizenzen
möglich, wo der/die AutorIn oder SchöpferIn die Freiheit
hat, selbst zu bestimmen, welche Freiheiten mit ihren krea-
tiven Werken verbunden sein sollen.

Unser Kanzler regiert in die falsche Richtung. Eine Initiative der Sozialistischen Jugend Linz und Steyr sowie dem

Verband sozialistischer StudentInnen (VSStÖ) für mehr sozialdemokratische Politik in unserem Land.

Wir fordern,
• dass die SPÖ und Alfred Gusenbauer das ÖVP Diktat durchbrechen und eigenständig sozialdemokratische 

Politik durchsetzen.

• dass die SPÖ sich für eine gerechte Verteilung des Wohlstandes in Österreich einsetzt und  Vermögenssteuern

als Instrument des sozialen Ausgleichs betrachtet.

• dass sich die SP Führung zu innerparteilichen Diskurs bekennt, damit demokratische Erneuerung Prinzip 

und Selbstverständnis der SPÖ werden.

Petition!

Name:
Alter:

Anschrift:
E-Mail:

Unterschrift:

Nr.
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Alle zwei Jahre wählen Österreichs Studierende ihre Vertre-
tung, die ÖH (Österreichische HochschülerInnenschaft). Der
Urnengang findet an allen Universitäten von 22.–24. Mai
statt, die Wahlbeteiligung liegt bei ungefähr 40 Prozent. An
der Johannes Kepler Uni (JKU) in Linz wollen VSStÖ und IKS
vor allem die Situation für die sozial schwächere Studierende
verbessern.

Direktwahl abgeschafft
Die schwarz-blau-orange hat die Direktwahl auf Bundese-
bene abgeschafft, somit geben die Studierenden anstatt
vier nur noch zwei Stimmen ab – die Bundesvertretung wird
nach dem Ergebnis der einzelnen Universitätsvertretungen
beschickt. Trotz starken Protesten wurde das Wahlrecht
auch unter der großen Koalition bislang nicht wieder herge-
stellt.

Linke Mehrheit
Derzeit bilden VSStÖ und GRAS die Mehrheit in der Bundes-
vertretung, in Linz bilden die VP nahen Fraktionen ÖSU und
AG die Exekutive. Unter dem ÖH Vorsitz von Barbara Blaha
(VSStÖ) hat sich die Bundes-ÖH vor allem gegen die Nicht-
Abschaffung der Studiengebühren stark gemacht. Geh
wählen!

Studierende wählen
Service, das hilft. Politik, die wirkt.

Rücksender:

www.sj-linz.at
quer@sj-linz.at

Ich will gratis:

Materialien zum Bestellen:

Ich möchte:

... ein Quer - Abo

... “Die Freiheit, die sie meinen”-Plakat

... Open-Source-Broschüre

... Open Source-T-Shirt (10 Euro)

... “Gib Vorurteilen ein Zuhause” - Plakat

... “Ich denke, also bin ich keinE RassistIn” - Aufkleber

... “Wir Wilden haben auch unsere Kultur”- Plakat

... Act!-Broschüre

... Broschüre “Macht der Gewalt”

... Folder “Wer wir sind, was wir wollen”

... SJ-Linz - Grundsatzprogramm

Wir sehen und hören, dass vieles falsch läuft in unserer
Gesellschaft. Wenig aufbauend ist es, nur auf das Happy
End zu warten. Werden unsere Interessen übergangen sind
wir selbst gefordert, aktiv zu werden.

Think globally!
Die SJ-Mitte und SJ Nord sind eine Plattform für alle jungen
Menschen, die sich aktiv für Verbesserungen in ihrem Stadt-
teil und darüber hinaus einsetzen. Einmal in der Woche
treffen wir uns, um über inhaltliche Themen (Fremdenfeind-
lichkeit, Drogenpolitik, Globalisierung, Gleichberechtigung“
auseinanderzusetzen.

Act locally!
Die Gruppen-Treffen finden jeden Montag um 18 Uhr statt.
Die SJ Mitte trifft sich im Cafe Cube, Kaisergasse 14a (Linz
Mitte); die SJ Nord im WIST Heim (Erdgeschoss), Johann-
Wilhelm-Klein Straße (Linz-Urfahr).
Infos unter  www.sj-linz.at.

SJ vor Ort
SJ-Gruppen stellen sich vor.

Gerade im Sommer zeigt sich’s wieder: Überall sind sie die
aktuellsten Trends, die definieren, wer dabei und wer nicht.
In unsere Konsumgesellschaft sind es die Produkte, die als
Sinnvermittler dienen. Das Monat Juni steht deshalb ganz
im Zeichen von „Konsum-Kritik“. Ziel ist die kritische Ausei-
nandersetzung mit der gesellschaftlichen Rolle von Konsum.

Leben in einer Konsumgesellschaft
Mo, 11. Juni 2007
Ab 18 Uhr, Cafe Cube

Leben in einer Konsum-Gesellschaft ist Thema des ersten
Politclubs der Themen-Reihe „Das Design bestimmt das
Bewusstsein?“

Ein Tag für Konsum-Kritik
Sa, 30. Juni 2007
Ab 10 Uhr, Altes Rathaus Linz

In mehreren Workshops besteht die Möglichkeit, sich mit
Themen rund um Kritische Ökonomie, Konsumgesellschaft,
Schönheitsideale, Globalisierung, etc.  auseinanderzusetzen.

Infos zur Themen-Reihe im Juni gibt’s unter www.sj-linz.at

Das Design bestimmt
das Bewusstsein?!
Die konsumkritische Themen-Reihe

Informationen über “Open Sources”
und “Freies Wissen”
über eure Aktionen am laufenden
gehalten werden!

bei euch Mitglied werden!

Weltfrieden!

In eigener Sache
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Rücksender:

Protest

Demonstration gegen die bitteren Pillen der großen Koalition am 18. Jänner in Linz


